
Umsetzung des 
Friedensabkommens 
in Gefahr

Die Umsetzung der zweiten 
Phase des Pariser Friedens
abkommens vom 23.10.91 ist 
bisher im wesentlichen ge
scheitert. Insbesondere die 
vereinbarte Demobilisierung 
von 70 % aller Streitkräfte der 
Konfliktparteien ab dem 13.6. 
kam schnell zum Stillstand: 
Lediglich ca. 12.000 Kämpfer 
begaben sich im ersten Monat 
in die UN-Sammellager. Die 
Khmer Rouge verweigern 
bisher ihre Entwaffnung, weil 
andere Teile des Friedens
abkommens noch nicht befolgt 
würden. Dies betrifft insbe
sondere die Kontrolle des 
vietnamesischen Truppenab
zuges durch die UN-Über- 
gangsbehörde in Kambodscha 
(UNTAC), die Behandlung des 
Obersten Nationalrats (SNC) 
als einziges legitimes Macht
organ sowie die Schaffung 
einer neutralen Umgebung zur 
Vorbereitung für freie und faire 
Wahlen.

Auch in den vergangenen 
Monaten ist es erneut regel
mäßig zu bewaffneten Zu
sammenstößen zwischen den 
Khmer Rouge und den Trup
pen des Regimes in Phnom 
Penh gekommen, vor allem in 
der Zentralprovinz Kompong 
Thom. Beide Seiten geben der 
jeweils anderen die Schuld an 
den Vorfällen. UNTAC-Chef 
Yasushi Akashi stellte Ende 
Juli eine Zunahme von Waf
fenstillstandsverletzungen fest, 
vor allem in Khmer Rouge
kontrollierten Gebieten im 
Norden des Landes. Den 
Khmer Rouge warf er eine 
"Politik des Terrors" vor.

Die Khmer Rouge ihrerseits 
beschuldigen UNTAC, das 
Regime in Phnom Penh zu 
begünstigen. Tatsächlich ha
ben die UNTAC-Beamten mit 
der Administration Hun Sens 
zusammengearbeitet; von ei
ner UN-Kontrolle der Schlüs
selministerien und Verwaltung 
sowie der Massenmedien 
kann bisher noch keine Rede 
sein. Die Khmer Rouge be
fürchten, daß die Wahlen 1983 
im Rahmen des von Vietnam 
an die Macht gebrachten Re
gimes abgehalten werden.

Die Khmer Rouge fordern 
die Einhaltung des Friedens- 
abkommens in diesem Punkt, 
die Auflösung des Phnom- 
Penh-Regimes und mehr 
Macht für den SNC, in dem

alle Konfliktparteien vertreten 
sind. Die UN-Truppen sollten 
den vietnamesischen Trup
penabzug verifizieren und 
auch an die Grenze zu Viet
nam entsandt werden. Im 
Gegenzug könnten die UN- 
Verbände dann die Khmer 
Rouge-Zonen inspizieren. In 
einem Kompromißvorschlag 
haben die Khmer Rouge An
fang Juli angeboten, ihre 
Truppen schrittweise den UN- 
Soldaten zu unterstellen, wenn 
die Minister Phnom Penhs 
gleichzeitig etappenweise 
zurückträten.
UNTAC-Chef Akashi wies 
die Forderungen der Khmer 
Rouge zurück und drohte, 
UN-Truppen würden auch 
gewaltsam in die Khmer 
Rouge-Zonen eindringen.
vgl. FEER, 23.7., 20.8.92; The Inde
pendent, 24.7.92; FAZ, 13.7., 9.4.92;

taz, 15.7.92

UN suspendieren Hilfe 
für Khmer Rouge

Der UN-Sicherheitsrat hat am 
21. Juli beschlossen, den 
Khmer Rouge keine Hilfsgel
der zukommen zu lassen, so
lange sie nicht mit der UN- 
Ubergangsbehörde in Kam
bodscha (UNTAC) kooperie
ren. Im Juni hatte eine 
internationale Konferenz über 
den Wiederaufbau Kam
bodschas Zusagen in Höhe 
von 880 Millionen Dollar ge
macht. Japan versprach davon 
150 bis 200 Millionen Dollar, 
die Bundesrepublik stellte 21,7 
Millionen Mark in Aussicht. Die

Hilfsgelder sollen laut Kom
munique gerecht auf alle Re
gionen des Landes verteilt und 
für die Heimkehr der Flücht
linge sowie die ländliche Ent
wicklung verwendet werden.
Laut UN-Sicherheitsrat sind 
Hilfsleistungen jetzt abhängig 
von der Erfüllung des Pariser 
Friedensabkommens durch die 
kambodschanischen Parteien. 
Die Resolution wurde einstim
mig, mit Zustimmung Chinas, 
verabschiedet und erklärt aus
drücklich, daß "die Partei des 
Demokratischen Kampuchea 
(die Khmer Rouge, dV.) sich 
bis jetzt geweigert hat, 
die Abkommen auszuführen". 
Gleichzeitig weist die Resolu
tion darauf hin, daß UNTAC 
den Abzug aller fremden 
Truppen verifizieren und die 
Überwachung der zivilen Ad
ministration in Kambodscha 
sicherstellen muß.

vgl. Le Monde, 23.7.92; taz, 23.6.92

Differenzen über 
Sanktionen gegen 
Khmer Rouge

Der französische General Mi
chel Loridon mußte als stell
vertretender UNTAC-Kom- 
mandeur zurücktreten. Hin
tergrund könnten nicht nur 
Differenzen innerhalb der UN- 
TAC-Führung, sondern eine 
französisch-australische Ri
valität in der Kambodscha- 
Politik sein. Während Loridon 
die Khmer Rouge durch UN- 
Truppen zur Ausführung des 
Friedensabkommens zwingen

möchte, befürworten australi
sche UN-Offiziere ein diplo
matischeres Vorgehen. Statt 
auf ein Einverständis der 
Führung der Khmer Rouge zur 
Entwaffnung zu warten, sollte 
UNTAC laut Loridon versu
chen, lokale Khmer Rouge- 
Kommandeure zur Zusam
menarbeit zu bringen. Der au
stralische UN-Kommandeur 
Sanderson dagegen soll es 
befürworten, den Khmer 
Rouge Zeit zur Rückkehr zum 
Friedensplan und zum Aufbau 
einer politischen Organisation 
zu geben, um nach Abgabe 
der Waffen weiterexistieren zu 
können. Australien hatte maß
geblichen Anteil am Zustan
dekommen des Pariser Frie
densabkommens und scheint 
ein vorzeitiges Scheitern ver
hindern zu wollen. Dem
gegenüber hat Frankreich auf 
einer Konferenz mit Vertretern 
der ASEAN-Staaten auf 
schnelle Sanktionen gedrängt.

vgl.FEER, 23.7.92; IHT; 27.2.92

Khieu Samphan: 
Differenzen zu China

Die im UN-Sicherheitsrats- 
beschluß vom 21.7. (s.o.)
deutlich gewordenen Diffe
renzen zwischen den Khmer 
Rouge und China hat Khieu 
Samphan bestätigt. Der 
Stellvertretende chinesische 
Außenminister Xu Dunxin 
habe ihn Anfang August bei 
einem Gespräch in Bangkok 
aufgefordert, mit seiner Orga
nisation an der zweiten Phase
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des Friedensabkommens 
teilzunehmen. Die daran ge
stellten Bedingungen der 
Khmer Rouge (Auflösung des 
Hun Sen - Regimes, Verifi
zierung des vietnamesischen 
Truppenabzugs) habe Xu als 
"vernünftig und gerecht" be
zeichnet; sie sollten jedoch bei 
gleichzeitiger Umsetzung des 
Abkommens diskutiert werden. 
Khieu verteidigte die Bedin
gungen der Khmer Rouge und 
erklärte in dem Interview, die 
Khmer Rouge würden niemals 
akzeptieren, sich an Wahlen 
bei Weiterbestehen des 
Phnom-Penh-Regimes zu 
beteiligen.

Die Differenzen zu China 
erklärte Khieu damit, daß 
China die Khmer Rouge nur im 
Rahmen des Friedensabkom
mens unterstützen könne; 
denn China brauche gute Be
ziehungen zum Westen. Au
ßerdem wolle China ein gutes 
Verhältnis zu Vietnam - "in 
einer Situation, wo die soziali
stische Gemeinschaft ver
schwindet". Khieu sagte fer
ner, daß die Khmer Rouge 
keine Unterstützung von China 
mehr erhielten.

vgl. FEER, 20.8.92

Annahme von Riel— 
Geldscheinen wird 
verweigert

Seit Juli haben Händler in 
verschiedenen Teilen Kam
bodschas damit begonnen, die 
Annahme von Riel-Geld- 
scheinen zu verweigern. Le
diglich 500-Riel-Banknotan 
werden im allgemeinen 
akzeptiert. Obwohl in zuneh
mendem Maße wertlos, zahlt 
die Hun-Sen-Administration 
die Löhne ihrer Soldaten und 
Beamten weiterhin mit 
Scheinen in Höhe von 10 bis 
50 Riel.

Wie der Radiosender der 
Khmer Rouge berichtete, soll 
es Ende Juli in Battambang zu 
einer Demonstration mehrerer 
tausend Kambodschaner ge
kommen sein. Sie protestier
ten dagegen, daß die Währung 
praktisch nur noch Zigaret
tenpapier sei. Die Menschen 
hätten an Soldaten Reis gegen 
Rielnoten abgegeben und 
fühlten sich jetzt betrogen. Die 
Bevölkerung in den Dörfern 
bedient sich zunehmend des 
Tauschhandels, so daß die 
Lage für Soldaten und Beamte 
immer schwieriger wird. Die 
Khmer Rouge fordern, daß der

Oberste Nationalrat eigene 
Rielnoten ausgibt und der Riel 
des Regimes in Phnom Penh 
abgeschafft wird.

Die Nationalbank von 
Kambodscha in Phnom Penh 
hat die Verweigerung von 
Rielnoten und eine große Ver
wirrung auf den Märkten be
stätigt. Die Khmer Rouge 
wollten den Markt in ein Chaos 
stürzen. Jeder Bürger sei ver
pflichtet, jegliche Rielnoten 
weiterzuverwenden. Eine neue 
Währung könne es erst nach 
Wahlen geben, und die alte 
müsse gegen die neue 
"entsprechend dem aufge
drucktem Wert" getauscht 
werden können.

Entgegen diesem Appell ist 
bekannt geworden, daß auch 
Ministerien Phnom Penhs die 
eigene Währung inzwischen 
nicht mehr akzeptieren und - 
wie die großen Hotels - 
Rechnungen nur in Devisen 
bezahlt sehen wollen. Der Riel 
hat gegenüber dem Dollar al
leine von Juli bis August mehr 
als 30% an Wert verloren. Die 
Inflationsrate beträgt mehr als 
100% im Jahr. Der Niedergang 
der Wirtschaft wird auch daran 
deutlich, daß der Schwarz
handel den offiziellen auf 200 
Mio. US$ geschätzten Im- und 
Export übertrifft.

vgl. MD 29.7.92; FEER 20.8.92; Die 
Zeit 3.4.92

Repatriierung verzö
gert

Die Rücksiedelung der 
370.000 Flüchtlinge von Thai
land nach Kambodscha kann 
z.Zt. nicht wie geplant durch
geführt werden. Langsame 
Räumung der Minen, Pro
bleme bei der Erschließung 
geeigneten Landes sowie 
Kampfhandlungen in Teilen 
des Landes sind die Haupt
gründe. Bis Juli konnten statt 
der geplanten 10.000 nur 
5.000 Flüchtlinge pro Woche 
nach Kambodscha zurückge
bracht werden. Der Beginn der 
Regenzeit kommt als zusätz
liche Erschwernis hinzu. 
Dennoch plant das thailändi
sche Außenministerium die 
Schließung von sieben Flücht
lingslagern bis Februar 1993. 
Nach der Schließung von drei 
Lagern im August verblieben 
314.000 Flüchtlinge. Die 
Rückführung nach Phnom 
Penh soll im August auf dem 
Luftweg beginnen.

vgl MD, 28.7.92; FAZ, 13.7.92

Neuer Wind an der 
Universität

Historiker an der Universität 
von Phnom Penh planen Pro
jekte zur Erforschung der 
Herrschaft der Khmer Rouge 
von 1975-79, darunter eines 
in Zusammenarbeit mit David

Chandler von der Monash 
Universität in Australien. Wie 
der Dekan der historischen 
Fakultät ausführte, habe es 
von 1981-89 eher politische 
Erziehung als ein histori
sches Studium gegeben. Ob
wohl auch heute die Parteilinie 
gelehrt werde, sei es seit 
Weggang der vietnamesischen 
Berater liberaler. Die jetzt über 
2000 Studenten glaubten nicht 
mehr an die offizielle Version 
über die "Pol-Pot-Clique".

vgl. FEER 16.4.92

Massaker an 8 Vietna
mesen

Acht vietnamesische Siedler 
sind am 21.7. in der Provinz 
Kampot (Ostkambodscha) von 
Uniformierten getötet worden. 
Nach Auskunft eines UN- 
Sprechers gibt es keine Hin
weise, ob die Täter aus der 
Armee Phnom Penhs oder der 
Khmer Rouge stammen (vgl. 
Le Monde, 25.7.). Vietnam hat 
die Khmer Rouge beschuldigt 
und die Rechte von Auslän
dern, "in anderen Ländern le
gal zu leben und zu arbeiten" 
verteidigt. Die Khmer Rouge 
warnten, der Haß der Kambo
dschaner auf Vietnamesen 
könne sich erneut gewaltsam 
entladen, wenn die UN nicht 
das Problem der vietnamesi
schen Besiedelung Kambo
dschas löse. vgl. FEER 20.8.92

- Anzeige -
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